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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung 
der gesetzlichen Anzeigepflicht  

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen 
können, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsgemäß  
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände 
anzugeben, denen Sie nur eine geringe Bedeutung beimessen. 
Personenbezogene Angaben (z. B. zur Unfallversicherung) die Sie 
nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, 
sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel 

in Textform nachzuholen. 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.  
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeige-
pflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet,  
alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen  
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen 
fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche  
Anzeigepflicht verletzt wird? 
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom 
Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass 
weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten.
�Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären 
wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir 
dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der 
nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 

■ 	�weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalles

■ 	�noch für die Feststellung oder den Umfang unserer
Leistungspflicht

�ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

�Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie zu, welcher der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht.  

Kündigung  
�Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorver-
tragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. 
�Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Ver
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden 
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestand-
teil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die 
anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Ver
tragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung die Prämie um mehr als  
10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb  
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertrags- 
änderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in 
unserer Mitteilung hinweisen. 

Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats geltend machen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver- 
letzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer 
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Er-
klärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht 
verstrichen ist.  
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung  
oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags- 
änderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags- 
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf  
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere  
Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rück- 
tritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschluss- 
frist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist 
Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu 
berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur  
berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz  
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wird mit diesem Antrag ein bereits bestehender Vertrag erweitert 
oder geändert, so bezieht sich die Mitteilung über die Folgen  
der gesetzlichen Anzeigepflicht nur auf die erweiterten oder 
geänderten Vertragsteile.
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Antrag auf Versicherung 
für den Werkverkehr
– Transporte mit eigenen und gemieteten Fahrzeugen –
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Prämien-
berechnung

Güterart

Verpackung

Welche Güter sollen versichert werden?

Jahresprämie
EUR

Rate gem. Z.-Weise
EUR

Vers.-Steuer
EUR

Einlösungsbetrag
EUR+ =

Vorver-
sicherung

Vor-
schäden

Zusatz-
vereinbarung

nein Versicherer und Vertrags-Nummer Wer hat gekündigt? Kündigungsgrund

ja VN VU

Unter-
nehmensart Fabrikation Großhandel Einzelhandel Vertretung Handwerker

Hatte der Antragsteller bereits Schäden im Werkverkehr?
Wann

nein ja
Ursache Schadenhöhe Versicherer und Schaden-Nummer

Versicherungsbeginn 0 Uhr
Tag Monat Jahr

Versicherungsablauf 0 Uhr
Tag Monat Jahr

Laufzeit

 1 Jahr✘

Der Vertrag verlängert sich stillschweigend von Jahr zu 
Jahr, wenn er nicht jeweils spätestens 3 Monate vor 
Ablauf durch eine Partei schriftlich gekündigt wird.

Zahlungsweise:	 1/1  jährlich
1/2 jährlich
1/4 jährlich

	 Straße, Nr.

	 PLZ , Ort

	 Telefon tagsüber  	 Mobil  	 PLZ zu Postfach

	 Fax/E-Mail Postfach

	 Rechtsform	 Internetadresse

 Versicherungsnehmer (VN)  

Name

Firma Neuantrag Veränderungsantrag AL-Kunde

Agt.-Nr. VD Versicherungsschein-Nr.Vermittler Verbund-Vermittler-Nr.FD

–– –

SEPA-Lastschriftmandat: Ich ermächtige die ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Alte Leipziger Platz 1, 61440 Oberursel (Gläubiger-Identifikationsnummer DE14ZZZ00000082458) Zahlungen von meinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb 
von 8 Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

U
nt

er
sc

hr
ift

Hiermit bestätige ich die Richtigkeit der Daten in diesem Antrag. Alle Angaben entsprechen dem Stand zum Zeitpunkt dieses Antrages.

Datum	 Unterschrift des Vermittlers		 Datum	 Eigenhändige Unterschrift des Antragstellers, bei Minderjährigen  
Zustimmungserklärung der gesetzlichen Vertreter erforderlich

IBAN (kein Sparkonto)

Vorname, Name, Anschrift Kontoinhaber, wenn nicht VN

Ort, Datum

BIC des Kreditinstituts

Unterschrift Kontoinhaber

Name und Ort des Kreditinstituts

ALTE LEIPZIGER 
Versicherung AG

✗
Bevor Sie diesen Antrag unterschreiben, lesen Sie bitte auf den folgenden Seiten die Erklärungen des Antragstellers und der zu versichernden Person(en) zum Datenschutz (inkl. der Ein-
willigung zur Datenübermittlung zwecks Bonitätsprüfung, zur Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten sowie zur Entbindung der Schweigepflicht im Falle der Unfallversicherung) 
sowie die Hinweise zum Widerrufsrecht, zur Bindefrist, zum vorläufigen Versicherungsschutz und den Vertragsgrundlagen. Diese Erklärungen und Hinweise sind wichtiger Bestandteil 
Ihres Antrages. Sie machen mit Ihrer Unterschrift die Erklärungen und Hinweise zum Inhalt dieses Antrages. Sie stimmen zu, dass der Versicherungsschutz zu Ihrem Vertrag gegebenenfalls 
bereits vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht 
können Sie der beiliegenden Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht entnehmen. 

Vorvertragliche 
Anzeigepflicht

Schluss- 
erklärung

(         )(           )

Die Versicherung bezieht sich auf Gütertransporte mit eigenen und gemieteten Kraftfahrzeugen und Anhängern, die sich im fest angekoppelten Zustand mit dem Zugfahrzeug befinden und während unbewachter 
Standzeiten zusätzlich mit einer geeigneten Diebstahlsicherung gegen Abkoppeln oder im nicht angekoppelten Zustand mit einem Deichselschloss und zusätzlich mit einer Sicherung gegen einfaches Wegziehen 
(z.B. Radkralle) gesichert sein. Bei Fahrzeugen mit offenen Ladeflächen sind Diebstahlschäden der versicherten Güter während des Be- und Entladens sowie Schäden durch Nässe nicht versichert.

Deckungsform	 »classic« »comfort«

Ladungsmaximum je Fahrzeug

Als Ladungsmaximum gilt der höchste Ladungswert, der auf einem Fahrzeug bzw. 
Anhänger geladen ist.

Einschluss Handwerkerzusatzdeckung	  ja	  nein

Einschluss Baustellenrisiko 1	  ja	  nein

Anzahl der Fahrzeuge bei Vertragsabschluss

Tagesmaximum

Das Tagesmaximum stellt den Ladungswert aller Fahrzeuge dar, die an einem Tag gleich-
zeitig im Einsatz sind. Bitte beachten Sie, dass das Tagesmaximum dem Ladungswert aller 
eingesetzten Fahrzeuge entspricht.

EUREUR

1 �Versicherungsschutz besteht im Rahmen der VB Werkverkehr, Deckungsform »classic« sowie den Besonderen Vereinbarungen für die Mitversicherung des stationären Baustellenrisikos. Erstrisikosumme 
7.500 EUR je Lagerraum/Baucontainer, maximal 15.000 EUR je Baustelle. Mit Unterschrift dieses Antrages bestätigt der Antragsteller den Erhalt der Hinweise zu den Mindestsicherungen für das stationäre 
Baustellenrisiko.

Geltungsbereich	  Deutschland

Erweiterung	  �Österreich, Schweiz, Frankreich, Luxemburg, Belgien, Niederlande, Dänemark
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Erklärung zum Datenschutz 

A Allgemeine Informationen 
Die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gilt ab dem 25.05.2018 in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Mit der DSGVO werden die Regeln für die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten vereinheitlicht. Dadurch wird der Schutz von personenbezogenen Daten ins-
gesamt sichergestellt und der freie Datenverkehr innerhalb der Europäischen Union 
gewährleistet. 
Die neuen Vorschriften der DSGVO sehen insbesondere ein hohes Maß an Trans-
parenz bei der Datenverarbeitung und umfassende Rechte der betroffenen Personen 
vor. 
Informationen zum Datenschutz finden Sie auch im Internet unter: 
www.alte-leipziger.de/datenschutz 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie als unseren Versicherten über die Verar-
beitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die ALTE LEIPZIGER und die 
Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel,  
Telefon: 06171 66 02, E-Mail-Adresse: sach@alte-leipziger.de 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o. g. Adresse 
mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail unter:  
datenschutz@alte-leipziger.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der 
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertrags-gesetzes 
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser 
Unternehmen auf die »Verhaltensregeln für den Umgang mit personen-bezogenen 
Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft« verpflichtet, die die oben ge-
nannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren.  
Diese können Sie im Internet unter www.alte-leipziger.de/code-of-conduct abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, 
verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, 
um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Scha-
den ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die  
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich. 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von 
versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder 
zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit uns bestehenden 
Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, bei-
spielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Ku-
lanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vor-ver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO. Soweit dafür 
besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre 
Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) i. V. m. Artikel 7 DSGVO ein. Erstellen 
wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Artikel 9 
Absatz 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten 
zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich 
sein: 
 zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
 zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte

der Unternehmen des ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern sowie für 
Markt- und Meinungsumfragen, 

 zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Date-
nanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hin-
deuten können. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetz-
licher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuer-
rechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts-
grundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 c) DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck 
verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen dar-
über zuvor informieren. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungs-unter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. 
Über die Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an Rückversicherungen werden Sie 
durch die ALTE LEIPZIGER unterrichtet und um Einwilligung gebeten. 
Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des 
Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Auch übermittelt un-
ser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die 
Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Fi-
nanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen. 

Datenverarbeitung im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unseres Konzerns nehmen bestimmte 
Datenverarbeitungsaufgaben für die im Konzern verbundenen Unternehmen zentral 
wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren 
Unternehmen des Konzerns besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwal-
tung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und 
Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung 
zentral durch ein Unternehmen des Konzerns verarbeitet werden. In unserer Dienst-
leisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbei-
tung teilnehmen. 
Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu de-
nen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der 
Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer  
Internetseite entnehmen unter www.alte-leipziger.de/dienstleisterliste. 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten 
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwe-
cke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-bezo-
gene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unter-
nehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder 
bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit 
wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abga-
benordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu 
zehn Jahre nach Beendigung des Vertrages. 

Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die 
Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und ma-
schinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu 
Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können 
Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situ-
ation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Da-
tenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für 
uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Hessische Datenschutzbeauf-
tragte, Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden 

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur 
Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener 
Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte 
den nachfolgenden Hinweisen zum HIS (Abschnitt B). 

Datenaustausch mit früheren Versicherern 
Um die Angaben des Versicherungsnehmers bei Abschluss des Versicherungs-ver-
trages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haft-pflicht-
versicherung) bzw. die Angaben des Versicherungsnehmers bei Eintritt des Versi-
cherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erfor-
derlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem vom Ver-
sicherungsnehmer im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 

Bonitätsauskünfte 
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir 
bei der SCHUFA Holding AG (Privatschutz, Gewerbe) oder bei der infoscore Con-
sumer Data GmbH (Kraftfahrt) Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen 
Zahlungsverhaltens ab. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Ab-
schnitt C (SCHUFA), dem Abschnitt D (infoscore) bzw. dem  
Abschnitt E (Creditreform). 
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B Hinweis- und Informationssystem (HIS) 
Information über den Datenaustausch mit der informa HIS GmbH auf Grund-
lage der Artikel 13 und 14 DSGVO 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss eines Versi-
cherungsvertrages oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Versiche-
rungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie An-
gaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere An-
schriften) an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage) können. Die in-
forma HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu 
Ihrem Versicherungsobjekt im »Hinweis- und Informationssystem der Versiche-
rungswirtschaft« (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes Risiko 
oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche In-
formationen können nur aufgrund einer früheren Meldung eines Versicherungs-un-
ternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von dem ein-
meldenden Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. Daten, 
die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von der in-
forma HIS GmbH an uns, das anfragende Versicherungsunternehmen, übermittelt. 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden Internetseiten: www.in-
forma-his.de. 

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH 
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortliche das Hin-
weis- und Informationssystem HIS der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet da-
rin personenbeziehbare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung 
von Versicherungsanträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen 
Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregel-
mäßigkeiten (z. B. Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei verschie-
denen Versicherungsunternehmen) hindeuten können. 

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage des Ar-
tikel 6 Absatz 1 f DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung 
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, 
sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 
Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss eines 
Versicherungsvertrages oder über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den Ver-
sicherungsunternehmen lediglich die Informationen für die diesbezügliche Entschei-
dungsfindung zur Verfügung. 

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunternehmen, die 
diese in das HIS einmelden. 

Kategorien der personenbezogenen Daten 
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versicherungsun-
ternehmens werden von der informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungs-
art bzw. -sparte – die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu genutzten 
personenbezogenen Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere An-
schriften) bzw. Informationen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Ge-
bäudeinformationen) sowie das anfragende oder einmeldende Versicherungsunter-
nehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch ein Versicherungsunterneh-
men, über die Sie gegebenenfalls von diesem gesondert informiert werden, spei-
chert die informa HIS GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregel-
mäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informationen an das HIS gemeldet 
wurden. In der Versicherungssparte Leben können dies z. B. Informationen zu mög-
lichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und Versicherungs-
summe/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. Totalschäden, fiktive Ab-
rechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren Schadenmeldung gespeichert. 
Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäude-
schäden. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz oder Niederlas-
sung in Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren 
staatliche Ermittlungsbehörden. 

Dauer der Datenspeicherung 
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gemäß Artikel 17 
Absatz 1 lit. a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren gelöscht. 
Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:  
Personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) sowie Fahrzeug- und  
Gebäudedaten werden am Ende des vierten Kalenderjahres nach erstmaliger  
Speicherung gelöscht. Sofern in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung 
zu einer Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der Speicherung der personen-
bezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale Speicherdauer beträgt in die-
sen Fällen 10 Jahre. 

Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung 
sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese Rechte nach Artikel 15 bis 18 
DSGVO können gegenüber der informa HIS GmbH unter der unten genannten Ad-
resse geltend gemacht werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die 
für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichtsbehörde – Der Hessische Daten-
schutzbeauftragte, Gustav-Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hin-
sichtlich der Meldung von Daten an das HIS ist die für das Versicherungsunterneh-
men zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus  
Gründen, die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person  
ergeben, unter der unten genannten Adresse widersprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ihrer Person, zu 
Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert hat und an wen welche Daten 
übermittelt worden sind, teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies gerne mit. Sie 

können dort unentgeltlich eine sog. Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu be-
rücksichtigen, dass die informa HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen 
keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ih-
rer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte zu ver-
meiden, benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen: 
 Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum
 Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) sowie ggf.

Voranschriften der letzten fünf Jahre 
 Ggf. FIN des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer 

Kopie der Zulassungsbescheinigung Teil I oder Teil II zum Nachweis der 
Haltereigenschaft erforderlich. 

 Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versicherungsscheins
oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, das das Eigentum belegt (z. B. 
Kopie des Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags). 

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- und Rück-
seite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Per-
son und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch 
via Internet unter: www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH 
beantragen. 

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten 
Informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden,  
Telefon: 0611/880870-0 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist zudem unter 
der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail unter folgender 
Adresse erreichbar: datenschutz@informa-his.de. 

C SCHUFA 
Information gemäß Artikel 14 DSGVO 
1. Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sowie des

betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden,  
Telefon: +49 (0)611-92780 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter der o. g. Anschrift,  
zu Hd. Abteilung Datenschutz oder per E-Mail unter datenschutz@schufa.de er-
reichbar. 

2. Datenverarbeitung durch die SCHUFA

2.1 Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Interessen, die von der 
SCHUFA oder einem Dritten verfolgt werden 

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berechtigten Empfängern In-
formationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und juristischen 
Personen zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte errechnet und übermittelt. Sie 
stellt die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn ein berechtigtes  
Interesse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung 
nach Abwägung aller Interessen zulässig ist. Das berechtigte Interesse ist insbeson-
dere vor Eingehung von Geschäften mit finanziellem Ausfallrisiko gegeben. Die 
Kreditwürdigkeitsprüfung dient der Bewahrung der Empfänger vor Verlusten im 
Kreditgeschäft und eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit, Kreditnehmer durch Bera-
tung vor einer übermäßigen Verschuldung zu bewahren. Die Verarbeitung der Da-
ten erfolgt darüber hinaus zur Betrugsprävention, Seriositätsprüfung, Geld-wäsche-
prävention, Identitäts- und Altersprüfung, Anschriftenermittlung, Kunden-betreu-
ung oder Risikosteuerung sowie der Tarifierung oder Konditionierung. Über etwa-
ige Änderungen der Zwecke der Datenverarbeitung wird die SCHUFA gemäß Arti-
kel 14 Absatz 4 DSGVO informieren. 

2.2 Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung 
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestimmun-
gen der Datenschutz-Grundverordnung. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Ein-
willigungen sowie auf Grundlage des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO, so-
weit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwort-li-
chen oder eines Dritten erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte 
und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Da-
ten erfordern, überwiegen. Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem betref-
fenden Vertragspartner widerrufen werden. Dies gilt auch für Einwilligungen, die 
bereits vor Inkrafttreten der DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung 
berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personenbezo-
genen Daten. 

2.3 Herkunft der Daten 
Die SCHUFA erhält ihre Daten von ihren Vertragspartnern. Dies sind im europäi-
schen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern 
zu diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kom-
mission existiert) ansässige Institute, Finanzunternehmen und Zahlungsdienstleister, 
die ein finanzielles Ausfallrisiko tragen (z. B. Banken, Sparkassen, Genossen-
schaftsbanken, Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunternehmen) sowie weitere 
Vertragspartner, die zu den unter Ziffer 2.1 genannten Zwecken Produkte der 
SCHUFA nutzen, insbesondere aus dem (Versand-)Handels-, eCommerce-, Dienst-
leistungs-, Vermietungs-, Energieversorgungs-, Telekommunikations-, Versiche-
rungs- oder Inkassobereich. Darüber hinaus verarbeitet die SCHUFA Informationen 
aus allgemein zugänglichen Quellen wie öffentlichen Verzeichnissen und amt-li-
chen Bekanntmachungen (Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen). 

2.4 Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden  
(Personendaten, Zahlungsverhalten und Vertragstreue) 

 Personendaten, z. B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die auf gesonderten An-
trag beauskunftet werden), Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Anschrift, frühere Anschriften 

 Informationen über die Aufnahme und vertragsgemäße Durchführung eines Ges-
chäftes (z. B. Girokonten, Ratenkredite, Kreditkarten, Pfändungsschutzkonten, 
Basiskonten) 

 Informationen über unbestrittene, fällige und mehrfach angemahnte oder tit-
ulierte Forderungen sowie deren Erledigung 

 Informationen zu missbräuchlichem oder sonstigen betrügerischem Verhalten 
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wie Identitäts- oder Bonitätstäuschungen 
 Informationen aus öffentlichen Verzeichnissen und amtlichen Bekanntma-

chungen 
 Scorewerte

2.5 Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Empfänger sind im europäischen Wirtschaftsraum, in der Schweiz sowie ggf. weite-
ren Drittländern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheits-beschluss 
der Europäischen Kommission existiert) ansässige Vertragspartner  
gemäß Ziffer 2.3. Weitere Empfänger können externe Auftragnehmer der SCHUFA 
nach Artikel 28 DSGVO sowie externe und interne SCHUFA-Stellen sein. Die 
SCHUFA unterliegt zudem den gesetzlichen Eingriffsbefugnissen staatlicher Stel-
len. 

2.6 Dauer der Datenspeicherung 
Die SCHUFA speichert Informationen über Personen nur für eine bestimmte Zeit. 
Maßgebliches Kriterium für die Festlegung dieser Zeit ist die Erforderlichkeit. Für 
eine Prüfung der Erforderlichkeit der weiteren Speicherung bzw. die Löschung per-
sonenbezogener Daten hat die SCHUFA Regelfristen festgelegt. Danach beträgt die 
grundsätzliche Speicherdauer von personenbezogenen Daten jeweils drei Jahre tag-
genau nach deren Erledigung. Davon abweichend werden z. B. gelöscht: 
 Angaben über Anfragen nach zwölf Monaten taggenau
 Informationen über störungsfreie Vertragsdaten über Konten, die ohne die damit 

begründete Forderung dokumentiert werden (z. B. Girokonten, Kreditkarten, 
Telekommunikationskonten oder Energiekonten), Informationen über Verträge, 
bei denen die Evidenzprüfung gesetzlich vorgesehen ist (z. B. Pfändungsschutz-
konten, Basiskonten) sowie Bürgschaften und Handelskonten, die kreditorisch ge-
führt werden, unmittelbar nach Bekanntgabe der Beendigung. 

 Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Vollstreckungsgerichte 
nach drei Jahren taggenau, jedoch vorzeitig, wenn der SCHUFA eine Löschung 
durch das zentrale Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird 

 Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder Restschuldbefrei-
ungsverfahren taggenau drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzverfahrens
oder Erteilung der Restschuldbefreiung. In besonders gelagerten Einzelfällen 
kann auch abweichend eine frühere Löschung erfolgen. 

 Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse, die 
Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen oder über die Versagung der Rest-
schuldbefreiung taggenau nach drei Jahren. 

 Personenbezogene Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespeichert; da-
nach erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit der fortwährenden Speicherung für 
weitere drei Jahre. Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht zum 
Zwecke der Identifizierung eine länger währende Speicherung erforderlich ist. 

3. Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat gegenüber der SCHUFA das Recht auf Auskunft nach 
Artikel 15 DSGVO, das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht 
auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO und das Recht auf Einschränkung der Verar-
beitung nach Artikel 18 DSGVO. Die SCHUFA hat für Anliegen von betroffenen 
Personen ein Privatkunden ServiceCenter eingerichtet, das schriftlich unter 
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 
50474 Köln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und über ein Internet-Formular 
unter www.schufa.de erreichbar ist. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 
sich an die für die SCHUFA zuständige Aufsichtsbehörde, den Hessischen Daten-
schutzbeauftragten, zu wenden. Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem be-
treffenden Vertragspartner widerrufen werden. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, 
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, wider-
sprochen werden. 
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und ist zu richten an 
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 
50474 Köln. 

4. Profilbildung (Scoring) 
Die SCHUFA-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt werden. Beim 
Scoring wird anhand von gesammelten Informationen und Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit eine Prognose über zukünftige Ereignisse erstellt. Die Berechnung aller 
Scorewerte erfolgt bei der SCHUFA grundsätzlich auf Basis der zu einer betroffenen 
Person bei der SCHUFA gespeicherten Informationen, die auch in der Auskunft nach 
Artikel 15 DSGVO ausgewiesen werden. Darüber hinaus berück-sichtigt die 
SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen § 31 BDSG. Anhand der 
zu einer Person gespeicherten Einträge erfolgt eine Zuordnung zu statistischen Perso-
nengruppen, die in der Vergangenheit ähnliche Einträge aufwiesen. Das verwendete 
Verfahren wird als »logistische Regression« bezeichnet und ist eine fundierte, seit 
langem praxiserprobte, mathematisch-statistische Methode zur Prognose von Risi-
kowahrscheinlichkeiten. 
Folgende Datenarten werden bei der SCHUFA zur Scoreberechnung verwendet, 
wobei nicht jede Datenart auch in jede einzelne Scoreberechnung mit einfließt: All-
gemeine Daten (z. B. Geburtsdatum, Geschlecht oder Anzahl im Geschäftsverkehr 
verwendeter Anschriften), bisherige Zahlungsstörungen, Kreditaktivität letztes Jahr, 
Kreditnutzung, Länge Kredithistorie sowie Anschriftendaten (nur wenn wenige per-
sonenbezogene kreditrelevante Informationen vorliegen). Bestimmte Informationen 
werden weder gespeichert noch bei der Berechnung von Scorewerten berücksich-
tigt, z. B.: Angaben zur Staatsangehörigkeit oder besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten wie ethnische Herkunft oder Angaben zu politischen oder religiösen 
Einstellungen nach Artikel 9 DSGVO. Auch die Geltendmachung von Rechten nach 
der DSGVO, also z. B. die Einsichtnahme in die bei der SCHUFA gespeicherten In-
formationen nach Artikel 15 DSGVO, hat keinen Einfluss auf die Scoreberechnung. 
Die übermittelten Scorewerte unterstützen die Vertragspartner bei der Entschei-
dungsfindung und gehen dort in das Risikomanagement ein. Die Risikoeinschätzung 
und Beurteilung der Kreditwürdigkeit erfolgt allein durch den direkten Geschäfts-
partner, da nur dieser über zahlreiche zusätzliche Informationen – zum Beispiel aus 
einem Kreditantrag – verfügt. Dies gilt selbst dann, wenn er sich einzig auf die von 

der SCHUFA gelieferten Informationen und Scorewerte verlässt. Ein SCHUFA-
Score alleine ist jedenfalls kein hinreichender Grund einen Vertragsabschluss abzu-
lehnen. 
Weitere Informationen zum Kreditwürdigkeitsscoring oder zur Erkennung  
auffälliger Sachverhalte sind unter www.scoring-wissen.de erhältlich. 

D infoscore Consumer data GmbH (»ICD«) 
Information gemäß Artikel 14 DSGVO 
1. Name und Kontaktdaten der ICD (verantwortliche Stelle) sowie des

betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter der o. a. Anschrift, zu Hd. 
Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail unter datenschutz@arvato-infoscore.de er-
reichbar. 

2. Zwecke der Datenverarbeitung der ICD 
Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene Daten, um ihren Vertragspart-
nern Informationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und juristi-
schen Personen sowie zur Prüfung der Erreichbarkeit von Personen unter den von 
diesen angegebenen Adressen zu geben. Hierzu werden auch Wahrscheinlichkeits- 
bzw. Scoringwerte errechnet und übermittelt. Solche Auskünfte sind notwendig und 
erlaubt, um das Zahlungsausfallrisiko z. B. bei einer Kreditvergabe, beim Rechnungs-
kauf oder bei Abschluss eines Versicherungsvertrages vorab einschätzen zu können. 
Die Datenverarbeitung und die darauf basierenden Auskunftserteilungen der ICD die-
nen gleichzeitig der Bewahrung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen Ver-
lusten und schützen Verbraucher gleichzeitig vor der Gefahr der übermäßigen Ver-
schuldung. Die Verarbeitung der Daten erfolgt darüber hinaus zur Betrugsprävention, 
zur Risikosteuerung, zur Festlegung von Zahlarten oder Konditionen sowie zur Tari-
fierung. 

3. Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung der ICD 
Die ICD ist ein Auskunfteiunternehmen, das als solches bei der zuständigen Daten-
schutzaufsichtsbehörde gemeldet ist. Die Verarbeitung der Daten durch die ICD er-
folgt auf Basis einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 a i. V. m. Artikel 7 Da-
tenschutzgrundverordnung (DSGVO) oder auf Grundlage des Artikel 6 
Absatz 1 f DSGVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten 
Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und sofern die In-
teressen und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personen-bezo-
gener Daten erfordern, nicht überwiegen. Die ICD stellt ihren Vertragspartnern die 
Informationen nur dann zur Verfügung, wenn eine Einwilligung des Betroffenen vor-
liegt oder von den Vertragspartnern ein berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall 
glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach Abwägung aller Interessen zu-
lässig ist. Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von Geschäften 
mit wirtschaftlichem Risiko gegeben (z. B. Rechnungskauf, Kreditvergabe, Ab-
schluss eines Mobilfunk-, Festnetz- oder Versicherungsvertrages). 

4. Kategorien der personenbezogenen Daten der ICD 
Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, An-
schrift, frühere Anschriften), Informationen zum vertragswidrigen Zahlungsver-halten
(siehe auch Ziffer 5), zu Schuldnerverzeichniseintragungen, (Privat-) 
Insolvenzverfahren und zur (Nicht-)Erreichbarkeit unter der angegebenen Adresse 
sowie entsprechende Scorewerte verarbeitet bzw. gespeichert. 

5. Herkunft der Daten der ICD 
Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insolvenzveröffentlichungen sowie 
den Schuldnerverzeichnissen, die bei den zentralen Vollstreckungsgerichten geführt 
werden. Dazu kommen Informationen von Vertragspartnern der ICD über vertrags-
widriges Zahlungsverhalten basierend auf gerichtlichen sowie außergerichtlichen In-
kassomaßnahmen. Darüber hinaus werden personenbezogene Daten (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) aus den Anfragen von Vertrags-
partnern der ICD gespeichert. 

6. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten der ICD 
Empfänger sind ausschließlich Vertragspartner der ICD. Dies sind insbesondere Un-
ternehmen, die ein wirtschaftliches Risiko tragen und ihren Sitz im europäischen 
Wirtschaftsraum, in Großbritannien und in der Schweiz haben. Es handelt sich dabei 
im Wesentlichen um Versandhandels- bzw. eCommerce-, Telekommunikations- und 
Versicherungsunternehmen, Finanzdienstleister (z. B. Banken, Kreditkartenanbieter), 
Energieversorgungs- und Dienstleistungsunternehmen. Darüber hinaus gehören zu 
den Vertragspartnern der ICD Unternehmen, die Forderungen einziehen, wie etwa In-
kassounternehmen, Abrechnungsstellen oder Rechtsanwälte. 

7. Dauer der Datenspeicherung der ICD 
Die ICD speichert Informationen über Personen nur für eine bestimmte Zeit, nämlich 
solange, wie deren Speicherung i.S.d. Artikel 17 Absatz 1 lit. a) DSGVO notwendig 
ist. 
 Die bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Löschfristen entsprechen 

einer Selbstverpflichtung (Code of Conduct) der im Verband Die 
Wirtschaftsauskunfteien e.V. zusammengeschlossenen Auskunfteiunternehmen.

 Informationen über fällige und unbestrittene Forderungen bleiben gespeichert, 
so lange deren Ausgleich nicht bekannt gegeben wurde; die Erforderlichkeit der 
fortwährenden Speicherung wird jeweils taggenau nach vier Jahren überprüft. 
Wird der Ausgleich der Forderung bekannt gegeben, erfolgt eine Löschung der 
personenbezogenen Daten taggenau drei Jahre danach. 

 Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen Vollstreckungsgerichte 
(Eintragungen nach § 882 c Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 ZPO) werden taggenau nach 
drei Jahren gelöscht, jedoch vorzeitig, wenn der ICD eine Löschung durch das 
zentrale Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird. 

 Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren oder Restschuldbefrei-
ungsverfahren werden taggenau drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzver-
fahrens oder nach Erteilung oder Versagung der Restschuldbefreiung gelöscht.

 Informationen über die Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse, die 
Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen oder über die Versagung der Restschuld-
befreiung werden taggenau nach drei Jahren gelöscht. 
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 Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau nach drei Jahren gelöscht.
 Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespeichert; danach erfolgt die 

Prüfung der Erforderlichkeit der fortwährenden Speicherung für weitere drei 
Jahre. Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht zum Zwecke der Identi-
fizierung eine länger währende Speicherung erforderlich ist. 

8. Betroffenenrechte gegenüber der ICD 
Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht auf Auskunft nach 
Artikel 15 DSGVO, das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht 
auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbei-
tung nach Artikel 18 DSGVO. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die 
für die ICD zuständige Aufsichtsbehörde – Der Landesdatenschutzbeauftragte für 
den Datenschutz Baden-Württemberg, Königstr. 10a, 70173 Stuttgart – zu wenden. 
Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertragspartner wider-
rufen werden. Dies gilt auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der 
DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmä-
ßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personenbezogenen Daten. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, 
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, 
gegenüber der ICD widersprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer Person gespeichert und an 
wen sie welche Daten übermittelt hat, teilt Ihnen die ICD das gerne im Rahmen einer 
unentgeltlichen schriftlichen Selbstauskunft mit. Die ICD bittet um Ihr Verständnis, 
dass sie aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte erteilen 
darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. 
Um einen Missbrauch des Auskunftsrechts durch Dritte zu vermeiden, benötigt die 
ICD folgende Angaben von Ihnen: Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburts-
datum, Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort), ggf. Voran-
schriften der letzten fünf Jahre (dies dient der Vollständigkeit der zu erteilenden Aus-
kunft). 
Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises beifügen, erleichtern 
Sie der ICD die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden damit mögliche Rück-
fragen. Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter  
https://www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/selbstauskunft-anfor-
dern.html beantragen. 

9. Profilbildung/Profiling/Scoring 
Die ICD-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt werden. Beim Scoring 
der ICD wird anhand von Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine
Prognose insbesondere über Zahlungswahrscheinlichkeiten erstellt. Das Scoring ba-
siert primär auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der ICD gespeicherten In-
formationen. Anhand dieser Daten, von adressbezogenen Daten sowie von Anschrif-
tendaten erfolgt auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren (insbes. 
Verfahren der logistischen Regression) eine Zuordnung zu Personengruppen, die 
in der Vergangenheit ähnliches Zahlungsverhalten aufwiesen. 
Folgende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring verwendet, wobei nicht 
jede Datenart auch in jede einzelne Berechnung mit einfließt: Daten zum vertrags-
widrigen Zahlungsverhalten (siehe Ziffer 4. u. 5.), zu Schuldnerverzeichnis-Eintra-
gungen und Insolvenzverfahren (siehe Ziffer 4. u. 5.), Geschlecht und Alter der Per-
son, adressbezogene Daten (Bekanntsein des Namens bzw. des Haushalts an der Ad-
resse, Anzahl bekannter Personen im Haushalt (Haushaltsstruktur), Bekanntsein der 
Adresse), Anschriftendaten (Informationen zu vertragswidrigem Zahlungsver-halten 
in Ihrem Wohnumfeld (Straße/Haus)), Daten aus Anfragen von Vertragspartnern der 
ICD. 
Besondere Kategorien von Daten i. S. d. Artikel 9 DSGVO (z. B. Angaben zur 
Staatsangehörigkeit, ethnischen Herkunft oder zu politischen oder religiösen Einstel-
lungen) werden von ICD weder gespeichert noch bei der Berechnung von Wahr-
scheinlichkeitswerten berücksichtigt. Auch die Geltendmachung von Rechten nach 
der DSGVO, also z. B. die Einsichtnahme in die bei der ICD gespeicherten Informa-
tionen nach Artikel 15 DSGVO, hat keinen Einfluss auf das Scoring. 
Die ICD selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss eines Rechtsgeschäfts 
oder dessen Rahmenbedingungen (wie z. B. angebotene Zahlarten), sie unterstützt die 
ihr angeschlossenen Vertragspartner lediglich mit ihren Informationen bei der dies-
bezüglichen Entscheidungsfindung. Die Risikoeinschätzung und Beurteilung der Kre-
ditwürdigkeit sowie die darauf basierende Entscheidung erfolgt allein durch Ihren 
Geschäftspartner. 

E Creditreform 
Information für Betroffene gemäß Artikel 14 DSGVO 
Verantwortlich im Sinne des Artikel 4 Nr. 7 EU-DSGVO ist die  
Creditreform Bad Homburg/Limburg Fritscher und Schmitt KG,  
Horexstraße 3, 61352 Bad Homburg, Tel. 06172-9860-0, Fax 06172-9860-10,  
E-Mail info@bad-homburg.creditreform.de.
Unseren Datenschutzbeauftragten Michael Vosberg erreichen Sie unter  
Tel. 06172-9860-39, Fax 06172-9860-9539,  
E-Mail m.vosberg@bad-homburg.creditreform.de
In unserer Datenbank werden insbesondere Angaben gespeichert über den Namen, 
die Firmierung, die Anschrift, den Familienstand, die berufliche Tätigkeit und die 
Vermögensverhältnisse, etwaige Verbindlichkeiten sowie Hinweise zum Zahlungs-
verhalten. 
Die Daten stammen zum Teil aus öffentlich zugänglichen Quellen wie öffentlichen 
Registern, dem Internet, der Presse und sonstigen Medien sowie aus der Übermitt-
lung von Daten über offene Forderungen. 
Zweck der Verarbeitung der erhobenen Daten ist die Erteilung von Auskünften über 
die Kreditwürdigkeit der angefragten Person/Firma einschließlich sonstiger boni-
tätsrelevanter Informationen. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Artikel 6 
Absatz 1f) EU-DSGVO. 
Auskünfte über die bei uns gespeicherten Daten dürfen gemäß Artikel 6 Absatz 1f)  
EU-DSGVO nur erteilt werden, wenn ein Kunde ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis dieser Informationen glaubhaft darlegt. Sofern Daten in Staaten außerhalb 
der EU übermittelt werden, erfolgt dies auf Basis der sog. Standardvertragsklauseln, 

die Sie unter folgendem Link https://www.lda.bayern.de/media/eu_standardver-
tragsklauseln.pdf einsehen oder sich zusenden lassen können. 
Berechtigte Interessen im vorgenannten Sinn können sein: Kreditentscheidung, Ge-
schäftsanbahnung, Beteiligungsverhältnisse, Forderung, Bonitätsprüfung, Versiche-
rungsvertrag, überfällige Forderung, Vollstreckungsauskunft. 
Zu unseren Kunden zählen sowohl im Inland als auch im Ausland tätige Kredit-in-
stitute, Leasinggesellschaften, Versicherungen, Telekommunikationsunternehmen, 
Unternehmen des Forderungsmanagements, Versand-, Groß- und Einzelhandels-fir-
men sowie andere Unternehmen, die Waren oder Dienstleistungen gegen Rechnung 
liefern bzw. erbringen. Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen wird ein Teil 
der in der Wirtschaftsdatenbank vorhandenen Daten auch für die Belieferung ande-
rer Firmendatenbanken, u. a. zur Nutzung für Adresshandels- und Werbe-zwecke, 
sowie die Herstellung entsprechender Datenträger genutzt. 
Die Daten werden solange gespeichert, wie ihre Kenntnis für die Erfüllung des 
Zwecks der Speicherung notwendig ist. Notwendig ist die Kenntnis in der Regel für 
eine Speicherdauer von zunächst vier Jahren. Nach Ablauf wird geprüft, ob eine 
Speicherung weiterhin notwendig ist, andernfalls werden die Daten taggenau ge-
löscht. Im Falle der Erledigung eines Sachverhalts werden die Daten drei Jahre nach 
Erledigung taggenau gelöscht. Eintragungen im Schuldnerverzeichnis werden ge-
mäß § 882 e ZPO nach Ablauf von drei Jahren seit dem Tag der Eintragungsanord-
nung taggenau gelöscht. Weitere Einzelheiten können Sie den vom Verband »Die 
Wirtschaftsauskunfteien e.V.« aufgestellten »Verhaltensregeln für die Prüf- und 
Löschfristen von personenbezogenen Daten durch die deutschen Wirtschaftsaus-
kunfteien« entnehmen. 
Sie haben ein Recht auf Auskunft über die bei uns zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten. Soweit die über Sie gespeicherten Daten falsch sein sollten, haben Sie einen 
Anspruch auf Berichtigung oder Löschung. Kann nicht sofort festgestellt werden, 
ob die Daten falsch oder richtig sind, haben Sie bis zur Klärung einen Anspruch auf 
Sperrung der Daten. Sind Ihre Daten unvollständig, so haben Sie einen Anspruch 
auf Vervollständigung der Daten. 
Sofern Sie Ihre Einwilligung zur Verarbeitung der von uns gespeicherten Daten ge-
geben haben, haben Sie das Recht, diese Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 
Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund Ihrer Einwilligung bis 
zu einem etwaigen Widerruf erfolgten Verarbeitung Ihrer Daten nicht berührt. 
Sie können sich über die Verarbeitung der Daten durch uns bei dem für Ihr Bundes-
land zuständigen Landesbeauftragten für Datenschutz beschweren. 
Die Übermittlung Ihrer Daten an uns ist weder gesetzlich noch vertraglich vorge-
schrieben oder für einen Vertragsschluss erforderlich. Sie sind nicht verpflichtet, 
uns die gewünschten Daten zu überlassen. Geben Sie uns Ihre Daten nicht, kann 
dieser Umstand Ihrem Kreditgeber oder Lieferanten die Beurteilung Ihrer Kredit-
würdigkeit erschweren oder unmöglich machen, was wiederum zur Folge haben 
kann, dass Ihnen ein Kredit oder eine Vorleistung des Lieferanten verweigert wird. 

Widerspruchsrecht: 
Die Verarbeitung der bei uns gespeicherten Daten erfolgt aus zwingenden schutz-
würdigen Gründen des Gläubiger- und Kreditschutzes, die Ihre Interessen, Rechte 
und Freiheiten regelmäßig überwiegen, oder dient der Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. Nur bei Gründen, die sich aus einer bei 
Ihnen vorliegenden besonderen Situation ergeben und nachgewiesen werden 
müssen, können Sie der Verarbeitung Ihrer Daten widersprechen. Liegen sol-
che besonderen Gründe nachweislich vor, werden die Daten nicht mehr verarbeitet. 
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Hinweise zur Angebotsanforderung bzw. zum Antrag  

 
Wichtige Kundeninformation 
Verantwortlichkeit für diesen Antrag:  
Der Vermittler berät Sie bei der Erstellung des Antrages. Er ist zur Entgegennahme 
mündlicher Erklärungen und Angaben nicht bevollmächtigt, und zwar weder vor noch bei 
Vertragsabschluss. Sämtliche Erklärungen und Angaben sind daher in Textform 
niederzulegen. Dies gilt auch, wenn Erklärungen und Angaben dem Vermittler gegenüber 
bereits, bevor Sie diese Klausel gelesen haben, gesprächsweise geäußert wurden. Bitte 
prüfen Sie die Angaben und Erklärungen, die Sie oder der Vermittler für Sie in den Antrag 
oder in andere Schriftstücke schreiben, auf Richtigkeit und Vollständigkeit; sonst gefährden 
Sie Ihren Versicherungsschutz. Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn die 
Gesellschaft sie durch Aufnahme in den Versicherungsschein genehmigt.  
Bitte lesen Sie auch auf den folgenden Seiten die Schlusserklärung sowie die weiteren 
Hinweise. Die Schlusserklärung enthält u. a. die Ermächtigung zur Datenverarbeitung; sie 
ist wichtiger Bestandteil der Versicherungen. Sie machen mit Ihrer Unterschrift die 
Schlusserklärung zum Inhalt Ihres Antrags. 
 
Widerrufsbelehrung:  
Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise  
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.  
 
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen  
- der Versicherungsschein,  
- die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden   

Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarif-
bestimmungen,  

- diese Belehrung,  
- das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten – nur für Verbraucher  
- und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen  
jeweils in Textform zugegangen sind und – sofern Ihnen ein Angebot (Invitatiomodell) 
vorliegt – wir Ihre unterschriebene Annahmeerklärung erhalten haben.  
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der 
Widerruf ist zu richten an:  
Alte Leipziger Versicherung AG  
Alte Leipziger-Platz 1  
61440 Oberursel  
Telefax: 06171/24434  
E-Mail: service@alte-leipziger.de 
 
Widerrufsfolgen  
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer hat 
Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie zu erstatten, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf 
der Versicherer in diesem Fall einbehalten. Dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe 
von 1/360 der Jahresprämie bzw. 1/30 der Monatsprämie multipliziert mit der Anzahl der 
Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat. Die Höhe der Prämie entnehmen Sie 
bitte den Vertragsunterlagen. Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.  
 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der 
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und 
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.  
 
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungsvertrages wirksam ausgeübt, 
so sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht 
mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten 
auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. 
Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.  
 
Besondere Hinweise  
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von 
Ihnen als auch vom Versicherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. 
 
Abschnitt 2  
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen  
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten Informationen werden die 
Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt: 
 
Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen  
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:  
1.  die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag 

abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem der 
Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;  

2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die 
Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertrags-
bestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

3.  die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;  
4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über 

Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;  
5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbe-

standteile, wobei die Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungs-
verhältnis mehrere selbstständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn 

ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner 
Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;  

6.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungs-
weise der Prämien;  

7.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, 
beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich 
des Preises;  

8.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn 
der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während 
der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;  

9.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, 
gegenüber der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs 
gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten 
Form;  

10.  Angaben zur Laufzeit des Vertrages;  
11.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündi-

gungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung 
durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorge-
hobenen und deutlich gestalteten Form;  

12.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der 
Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrages 
zugrunde legt;  

13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht; eine Vertragsklausel über das auf den 
Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;  

14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt 
genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich 
der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der 
Laufzeit dieses Vertrages zu führen;  

15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und 
Rechtbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; 
dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den 
Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;  

16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer 
Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde. 

 
Ende der Widerrufsbelehrung  
 
Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt: 
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender Vertrag erweitert oder 
geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf die erweiterten oder geänderten 
Vertragsteile.  
 
Nebengebühren und Kosten:  
Nebengebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages oder aus anderen Gründen 
werden nicht erhoben. 
 
Vertragsgrundlagen:  
Für die Vertragsverhältnisse gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Maßgebend 
für diesen Antrag sind die jeweiligen Versicherungsbedingungen, die zu den einzelnen 
Versicherungen aufgeführt sind, sowie die gesetzlichen Bestimmungen. Die 
Versicherungsbedingungen wurden Ihnen mit diesem Antrag übergeben. Eine Kopie des 
Antrags wurde dem Kunden ausgehändigt. 
 
Sofortiger Versicherungsschutz:  
Sofortiger Versicherungsschutz kann gesondert beantragt werden. Bitte informieren Sie 
in diesem Fall Ihren persönlichen Ansprechpartner. Er wird für Sie die entsprechenden 
Schritte veranlassen. 
 
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren:  
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder mit einer Entscheidung nicht 
einverstanden sein sollten, wenden Sie sich bitte an: 
 
Alte Leipziger Versicherung AG  
Servicebeauftragter des Vorstandes  
Alte Leipziger-Platz 1  
61440 Oberursel  
servicebeauftragter@alte-leipziger.de  
 
Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie den Versicherungsombudsmann 
einschalten. Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e. V. 
Der Ombudsmann ist eine unabhängige Verbraucherschlichtungsstelle. Er überprüft 
kostenfrei für Sie, ob wir korrekt gehandelt haben.  
 
VERSICHERUNGSOMBUDSMANN e. V.  
Postfach 080632, 10006 Berlin  
Telefon: 0800/3696000 (kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)  
Telefax: 0800/3699000 (kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
Internet: www.versicherungsombudsmann.de  
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Wenn Sie Ihren Vertrag online, beispielsweise über unsere Internetseite, abgeschlossen 
haben, steht Ihnen die von der Europäischen Kommission eingerichtete Plattform zur 
Online-Streitbeilegung zur Verfügung. Die Plattform ist unter folgendem Link zu 
erreichen: 
https://ec.europa.eu/consumers/odr/ 
 
Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde:  
Die für Versicherungen zuständige Aufsichtsbehörde prüft vor allem, ob ein Unternehmen 
die für den Betrieb des Versicherungsgeschäftes geltenden gesetzlichen und 
aufsichtsbehördlichen Vorschriften beachtet. Den konkreten Einzelfall kann sie dabei 
grundsätzlich aber nicht rechtsverbindlich entscheiden. Hierfür sind die Zivilgerichte 
zuständig. 
 
Vorversichereranfrage:  
Mit Ihrer Unterschrift willigen Sie ein, dass der Versicherer zum Zwecke der 
Antragsprüfung eine Anfrage beim Vorversicherer bezüglich des Vorschadenverlaufs und 
der allgemeinen Risikodaten (Versicherungssummen, Versicherungsorte) vornehmen darf. 
Der Versicherer wird dabei alle rechtlichen Vorschriften hinsichtlich seines 
Auskunftsersuchens beachten. 
 

Schlusserklärung:  
Bevor Sie diesen Antrag bzw. diese Angebotsanforderung unterschreiben, lesen Sie bitte auf 
den folgenden Seiten die Erklärungen des Antragstellers und der zu versichernden 
Person(en) zum Datenschutz (inkl. der Einwilligung zur Datenübermittlung zwecks 
Bonitätsprüfung, zur Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten sowie zur 
Entbindung der Schweigepflicht im Falle der Unfallversicherung) sowie die Hinweise zum 
Widerrufsrecht, zur Bindefrist, zum vorläufigen Versicherungsschutz und den 
Vertragsgrundlagen. Diese Erklärungen und Hinweise sind wichtiger Bestandteil Ihres 
Antrages bzw. Ihrer Angebotsanforderung. Sie machen mit Ihrer Unterschrift die 
Erklärungen und Hinweise zum Inhalt dieses Antrages bzw. dieser Angebotsanforderung. 
Sie stimmen zu, dass der Versicherungsschutz zu Ihrem Vertrag gegebenenfalls bereits vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
 
Vorvertragliche Anzeigepflicht:  
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige 
Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der gesetzlichen 
Anzeigepflicht können Sie der beiliegenden Mitteilung nach § 19 Absatz 5 VVG 
entnehmen. 
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